
7DIE ZEIT No 36    1. September 2022 POLITIK

E
s geht um einen bitterbösen Ver-
dacht: Haben die russischen 
Nachrichtendienste das Bundes-
wirtschaftsministerium unter-
wandert – und dort ausgerech-
net jenen so wichtigen Bereich, 
der sich mit Gas, Energie und 

der Pipeline Nord Stream 2 beschäftigt? Ein Fall, 
dem derzeit der für Spionageabwehr zuständige 
Verfassungsschutz nachgeht, ist bis hinauf in die 
Bundesregierung gewandert und hat das Zeug zu 
einem Polit-Skandal. Nur ist noch nicht klar, mit 
welchem Ausgang.

Die deutsche Spionageabwehr fristet eigentlich 
ein Schattendasein. Die Jagd auf ausländische 
Agenten soll möglichst lautlos stattfinden, je weni-
ger davon zu spüren ist, umso besser. Lange Zeit galt 
die Suche nach Maulwürfen außerdem als Arbeit 
von gestern, ihr haftete der Ruch des Kalten Kriegs 
an. Geopolitik wird im 21. Jahrhundert auf den 
großen Bühnen der Welt geformt, in Washington, 
Peking oder Moskau, Paris oder Davos – und nicht 
über tote Briefkästen, mit gemorsten Geheimbot-
schaften und angeworbenen Agenten.

Im Visier des Verfassungsschutzes stehen 
nach Recherchen der ZEIT jetzt allerdings zwei 
leitende Beamte des Wirtschaftsministeriums, 
die in Schlüsselpositionen mit der Energiever-
sorgung zu tun haben. Wird die Geopolitik von 
heute also doch wieder mit den Methoden von 
gestern inszeniert?

Verrat oder falscher Verdacht: So oder so ist 
der Fall politisch ebenso brisant wie heikel. Sollte 
er sich bestätigen, wäre es ein Fiasko für die Bun-
desregierung und ein Triumph für den Kreml, 
dem es gelungen wäre, bis hinauf in eines der 
wichtigsten Ministerien einen oder sogar mehrere 
Maulwürfe zu platzieren. Sollte sich der Verdacht 
aber nicht erhärten, stünde Wirtschaftsminister 
Robert Habeck (Grüne) düpiert da und müsste 
erklären, warum er den Geheimdienst auf altge-
diente Ministeriale ansetzen ließ.

Denn es waren Habecks Vertraute, die sich im 
Frühjahr an das Bundesamt für Verfassungs-
schutz (BfV) wandten und um Amtshilfe baten. 
In den internen Papieren zu Nord Stream 2 und 
dem Füllstand der Gasspeicher sowie dem Bericht 
über die Versorgungssicherheit Deutschlands 
waren sie auf Ungereimtheiten gestoßen. Viele 
Unterlagen, so heißt es, hätten nur so von Ver-
ständnis für die russische Sicht getrieft, auffällig 
sei gewesen, dass die Argumentation oftmals 
nicht zur offiziellen Linie der Bundesregierung 
gepasst habe. Bei allen großen Diskussionen des 
Winters, die sich um das Thema Gaslieferungen 
drehten, hätten die für das Thema zuständigen 
Ministerialbeamten eine Position eingenommen, 
die meilenweit von der politischen Linie ihres 

Ministers abgewichen sei: Bei der Entscheidung, 
die Gaspipeline Nord Stream 2 nicht in Betrieb 
zu nehmen. Bei Gazprom Germania, das im 
April unter treuhänderische Verwaltung gestellt 
wurde. Oder bei der milliardenschweren Rettung 
des Gasversorgers Uniper. Von »Obstruktion« ist 
in der Bundesregierung die Rede. Aber aus wel-
chem Motiv?

Der Verfassungsschutz ist qua Gesetz zustän-
dig für die Spionageabwehr; gibt es einen Ver-
dacht, muss der Geheimdienst ihm nachgehen, 
so wie in diversen anderen Fällen. In Düsseldorf 
steht derzeit beispielsweise ein Oberstleutnant 
der Reserve vor Gericht, der dem russischen 
Militärgeheimdienst GRU seit 2014 militärisch 
relevante Informationen geliefert haben soll, er 
flog 2020 auf. In Augsburg wurde ein Doktorand 
verurteilt, der einem Agenten des Auslandsge-
heimdienstes SWR Dokumente zu Raketentech-
nologie überließ. Die russischen Nachrichten-
dienste betrachten Deutschland als Aktionsraum, 
bis hin zu Anschlägen wie dem Mord im Kleinen 
Tiergarten in Berlin 2019 an einem Exil-Georgier. 

Als Habecks Leute sich an den Geheimdienst 
wandten, hatten die Verfassungsschützer keine 
Wahl, sie mussten in aller Diskretion eine Über-
prüfung beginnen. Nur, wie findet man heraus, 
ob ein Spitzenbeamter heimlich für Moskau 
arbeitet, sei es aus Überzeugung oder gegen Geld?

Die Verfassungsschützer, heißt es in Berlin, 
hätten die Lebensläufe der verdächtigen Beamten 
überprüft und seien auf biografische Auffällig-
keiten gestoßen, in einem Fall etwa einen 
Studienaufenthalt in Russland. Sie seien Reisebe-
wegungen nachgegangen und hätten kontrolliert, 
ob Flüge ausschließlich dienstliche Hintergründe 
hatten oder ob es womöglich suspekte Abstecher 
gab. Und sie hätten sich private Freundschaften 
angeschaut. Von einer »emotionalen Nähe zu 
Russland« ist die Rede, die die ins Visier gerate-
nen Beamten offenkundig hätten. Aber macht 
einen das schon zu einem Spion des Kreml? 

Gegen diese These spricht, dass im Wirt-
schaftsministerium traditionell Beamte sitzen, 
die in der Vergangenheit ebenso freundlich mit 
Konzernen wie mit dem Kreml umgingen, eine 
gewisse Anschmiegsamkeit war geradezu Teil des 
Jobprofils. Habecks Vorgänger Peter Altmaier 
(CDU), aber auch sein Staatssekretär Ulrich 
Nussbaum betrachteten Nord Stream 2 als Pro-
jekt einer »souveränen nationalen Energieversor-
gung«. Entsprechend waren viele Spitzenbeamte 
östlich gepolt, insbesondere im für Gas und 
Energiefragen zuständigen Bereich. Gut möglich, 
dass der eine oder andere Ministeriale die Zeiten-
wende mental noch nicht vollzogen hat.

Für die Betroffenen kann der Vorwurf, für eine 
fremde Macht zu arbeiten, schnell zu einem per-

sönlichen Drama werden, allein der Verdacht 
bedeutet in ähnlichen Fällen oft das Ende der 
Karriere, Beweise hin oder her. Aus diesem Grund 
sind in diesem Artikel weder die Namen der 
betroffenen Beamten noch deren Dienstrang ge-
nannt. Der deutsche Diplomat Gerhard Sabathil 
etwa, dem 2020 Spionage für China vorgeworfen 
worden war, sprach von einem »Albtraum«, der be-
gonnen habe, als ihn Fahnder in den Morgenstun-
den in seiner Privatwohnung aufgesucht und fest-
genommen hatten. »Ich dachte: Was für ein böswil-
liger Schwachsinn, ich kann das in kurzer Zeit 
aufklären«, sagte er in einem Interview mit dem 
Spiegel. »Aber dann wurde ich mitgenommen.« 
Mittlerweile wurde das Verfahren eingestellt. Aber 
Sabathils Ruf ist beschädigt.

Im Fall der beiden verdächtigen Ministerial-
beamten des Wirtschaftsministeriums haben 
sich dem Vernehmen nach bisher keine hand-
festen Beweise gefunden, dass es sich um einen 
Fall von Spionage oder auch Korruption han-
delt. Zu einer vollständigen Überwachung 
inklusive Observationen, abgehörter Telefonate 
und mitgelesener E-Mails kam es offenbar 
nicht: Dafür verlangt das Gesetz das Vorliegen 
»tatsächlicher Anhaltspunkte« für eine Spio
nagetätigkeit. Die gibt es anscheinend nicht, 
bislang jedenfalls.

Das BfV, das sich generell nicht zu derartigen 
Sachverhalten äußern will, ist keine Anklage
behörde, es fällt kein Urteil, sondern stellt nur 
die Beleglage zusammen. Die Entscheidung, wie 
er mit zwei seiner leitenden Beamten umgeht, zu 
denen zwar das Vertrauen geschwunden ist, 
gegen die aber bislang keine schlagenden Beweise 
vorliegen, muss Habeck treffen.

Schon der Umstand, dass die Vertrauten des 
Ministers den Geheimdienst ins Ministerium ge-
holt haben, dürfte viele Beamtinnen und Beamte 
befremden. Und Habecks Gegner werden sich 
kaum die Chance entgehen lassen, dem Minister 
vorzuwerfen, er wolle unliebsame Kritiker mund-
tot machen. Indem Habeck den Geheimdienst 
informieren ließ, machte er aus dem Verdacht 
einen offiziellen Vorgang. 

Das Wirtschaftsministerium, von der ZEIT um 
ein Gespräch gebeten, lehnte eine Stellungnahme 
zum konkreten Fall ab. Eine Sprecherin verwies 
allerdings darauf, dass das Ministerium »seit 
Beginn der Legislaturperiode in einem engen Aus-
tausch mit dem Bundesverfassungsschutz« stehe, 
da klar sei, dass sich die Arbeit des Ministeriums 
»in einem besonderen Fokus« befinde. »Allen 
sicherheitsrelevanten Hinweisen gehen wir immer 
in enger Abstimmung mit dem Bundesverfas-
sungsschutz nach und setzen etwaige notwendige 
Schritte ebenfalls in Abstimmung mit dem Ver-
fassungsschutz unverzüglich um.« 

Zwei leitende Beamte im Wirtschaftsministerium stehen unter Spionageverdacht, der Verfassungsschutz  
ist eingeschaltet. Für die Bundesregierung ist der Fall brisant  VON HOLGER STARK
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Torten der Wahrheit
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